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Evaluierung Zuwanderungsgesetz

· Humanitäre Aufenthalte, Bleiberechtsregelungen, Asylverfahren, Illegalität -

1. Humanitäre Aufenthalte 

Die Regelungen im 5. Abschnitt des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) waren neben den Regelungen zur Integration einer der Schwerpunkte in der politischen Diskussion um das Zuwanderungsgesetz (ZuwG). Dadurch wurden hohe Erwartungen geweckt, die von den Ausländerbehörden (ABH) nur zum Teil erfüllt werden können. Ich möchte mich im Folgenden auf den § 25 AufenthG konzentrieren, der nach Inkrafttreten des ZuwG zu einer Flut von Anträgen auf Erteilung einer AE aus humanitären Gründen geführt hat. 

Wenn von den Flüchtlingshilfeorganisationen kritisiert wird, dass sich durch das ZuwG in der Vollzugspraxis der ABH kaum etwas geändert habe, so trifft das auch aus meiner Sicht zu; gleichwohl ist die Kritik m.E. unberechtigt.

Die vielfach kritisierte Praxis der nach wie vor üblichen sog. „Kettenduldungen“ ist vor allem darin begründet, dass ein Großteil der vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländer und Ausländerinnen ihrer Ausreisepflicht nicht nachkommt und die zwangsweise Beendigung des Aufenthalts insbesondere durch ihre Passlosigkeit, falsche Angaben zur Identität etc. vereitelt. 

Im Einzelnen ist folgendes anzumerken:

§ 25 Abs. 1 und 2 

Die Umsetzung dieser Vorschriften bereitet keine Probleme; die Gleichstellung der Flüchtlinge mit „kleinem Asyl“ ist eine Erleichterung auch für die ABH, nicht zuletzt im Hinblick auf die Rechtsfolgen beim Familiennachzug und bei der Zulassung der Erwerbstätigkeit (Rechtsanspruch, keine Prüfung mehr, ob die Lebensgemeinschaft in einem Drittland hergestellt werden kann).

Nichtstaatliche und geschlechtsspezifische Verfolgung (§ 60 Abs. 1 S. 3 und 4)

Beide Verfolgungstatbestände spielen nach wie vor keine große Rolle in der Praxis der ABH; gelegentlich wird in Einzelfällen (wie auch schon in der Vergangenheit) die Gefahr von Beschneidungen bei der Ausländerbehörde geltend gemacht, ggf. wird hierzu eine Überprüfung durch das BAMF eingeleitet.

§ 25 Abs. 3 

AE „soll“ erteilt werden bei Feststellung von Abschiebungshindernissen nach § 60 Abs. 2, 3, 5 oder 7.

Bei (vorausgegangenem) Asylverfahren ist für die Feststellung von Abschiebungshindernissen ausschließlich das BAMF zuständig; daher werden bei der ABH geltend gemachte Abschiebungshindernisse zur Entscheidung an das BAMF weitergeleitet 

(§ 42 Satz 1 AsylVfG).

Ist kein Asylverfahren vorausgegangen, ist nach dem neuen § 72 Abs. 2 bei zielstaatsbezogenen Abschiebungshindernissen das BAMF zu beteiligen.

Bei der ABH München wurden nach Inkrafttreten des ZuwG etwa 300 Anträge gestellt und überwiegend positiv verbeschieden. Ablehnungen gab es in Einzelfällen wegen wiederholter Verweigerung der zumutbaren Passbeschaffung oder anderen gröblichen Verstößen gegen die Mitwirkungspflichten (vgl. § 25 Abs. 3 S. 2), z.B. wg. Vorlage eines gefälschten Passes.

Probleme bereitet der ABH München derzeit die Entscheidung über Anträge von irakischen und afghanischen Staatsbürgern mit vom BAMF festgestellten Abschiebungshindernissen. Hier werden entsprechend den Vorgaben des BayStMI im Hinblick auf die beim BAMF laufenden und von der ABH anzustoßenden Widerrufsverfahren idR nur noch Duldungen bzw. bei anstehenden Verlängerungen Fiktionen erteilt. Gleiches gilt bei Anträgen auf Erteilung einer NE nach § 26 Abs. 4.

§ 25 Abs. 4

Diese Regelung hat eine Reihe von Fragen aufgeworfen, insbesondere zum Verhältnis zwischen Satz 1 und 2, aber auch zum Absatz 5. Der Anwendungsbereich erschließt sich ohne Lektüre der Anwendungshinweise nicht ohne weiteres.

Nach Abs. 4 Satz 1 „kann“ eine AE für einen vorübergehenden Aufenthalt erteilt  werden, solange dringende humanitäre oder persönliche Gründe oder erhebliche öffentliche Interessen die vorübergehende weitere Anwesenheit im Bundesgebiet erfordern. 

Nach den Anwendungshinweisen des BMI und des BayStMI ist diese Regelung nicht  bei vollziehbarer Ausreisepflicht anwendbar, weil dafür § 23 a oder § 25 Abs. 5 lex specialis sind. Der Anwendungsbereich dieser Vorschrift ist daher auf wenige Fallkonstellationen reduziert.

In München ist der § 25 Abs. 4 Rechtsgrundlage vor allem bei längerer Behandlung von mit Schengen-Visa eingereisten Krankenhauspatienten. Positive Entscheidungen außerdem in Einzelfällen um den Abschluss des Schuljahres oder der Berufsausbildung zu ermöglichen. Zeugen u.ä. Personen in Ermittlungs- oder Gerichtsverfahren (z.B. bei Menschenhandel oder Zwangsprostitution) kommen jedoch kaum in den Genuss dieser Vorschrift, weil sie in der Regel insb. wg. illegaler Einreise oder Ablauf der Gültigkeitsdauer ihres Titels vollziehbar ausreisepflichtig sind. Dies widerspricht aber der ursprünglichen Intention des Gesetzgebers (vgl. Begründung zum Entwurf in BT-Drs. 15/420).  

Abs. 4 Satz 2

Rechtsgrundlage für Verlängerung aus einem rechtmäßigen Aufenthalt heraus, wenn anderenfalls abgelehnt werden müsste. In München kaum Beispiele aus der Praxis. Wenige Einzelfallentscheidungen bei ursprünglich befristetem Aufenthalt oder bei Verlängerung von nach altem Recht erteilten Aufenthaltsbefugnissen. 
§ 25 Abs. 5

In München ca. 500 Anträge, ganz überwiegend abgelehnt

Voraussetzung ist die tatsächliche oder rechtliche Unmöglichkeit der Ausreise. Die Abgrenzung zu den Abschiebungsverboten nach § 60 Abs. 5 und 7 und damit zum Anwendungsbereich des § 25 Abs. 3 ist in der Vollzugspraxis nicht immer einfach (z.B. bei schweren Erkrankungen oder bei nach Art. 6 GG oder 8 EMRK schützenswerten familiären Beziehungen).   

Keine Berücksichtigung der Zumutbarkeit der Rückkehr 

Lt. Bund/Länder nur Berücksichtigung von objektiven Kriterien bei Beurteilung der Unmöglichkeit, Zumutbarkeitserwägungen spielen grundsätzlich keine Rolle. 

M.E. sind aber rechtlich verfestigte Aspekte der Zumutbarkeit zu berücksichtigen, die sich aus Art. 6 GG, Art. 8 EMRK (Schutz von Ehe und Familie, Verwurzelung in der Aufnahmegesellschaft), Art. 20 GG (Verhältnismäßigkeit, Übermaßverbot) u.a. Grundrechtsnormen ergeben.

Problem der Kettenduldungen

In vielen Fällen

· mangelnde Mitwirkung bei der Pass- bzw. PEP-Beschaffung (falsche Angaben, zögerliche Beschaffung von Unterlagen im Heimatland)

· mangelnde Kooperation der Behörden des Heimatstaates (Problem ob und wann dies den Ausreisepflichtigen zugerechnet werden kann)

· selbst organisierte („freiwillige“) Ausreise möglich (die ABH München weist jede ausreisepflichtige Person auf die Unterstützungsleistungen des Büros für Rückkehrhilfen der Landeshauptstadt München hin und händigt die zum Teil in Muttersprache abgefassten Broschüren „Coming Home“ aus)

2. Altfall-/Bleiberechtsregelungen gem. § 23 AufenthG

Problemfälle sind vor allem hier geborene und/oder aufgewachsene Kinder, die ihr „Heimatland“ nie gesehen haben, hier zur Schule gegangen sind und in ihrer deutschen Umgebung verwurzelt sind. Oder wenn mehrere Einzelfallumstände zusammenkommen (z.B. langer Aufenthalt, besondere Integrationsleistungen/-anstrengungen, gesundheitliche Belastungen u.ä.)

Vorteile einer generellen Regelung sind die einheitliche Behandlung durch alle ABH, klare Vorgaben für die ABH, keine endlosen Diskussionen. 

Aber:

· Die Altfallregelungen der Vergangenheit waren ein relativ unflexibles, starres Instrument (z.B. Stichtag, Antragsfristen). Insbesondere die Antragsfristen sollten großzügiger gehandhabt werden können. 

· Statt regelmäßig wiederkehrender „Bereinigungsaktionen“ sollte es „gleitende“  Bleiberechte für gut integrierte Personen nach einer bestimmten Aufenthaltsdauer geben. 

· Wegen der Probleme bei der Sicherung des Lebensunterhalts bekamen in der Vergangenheit regelmäßig nur vergleichsweise wenige langjährig Aufhältige eine AE. Kommende Altfallregelungen sollten sich nicht an der Vergangenheit, sondern an einer Prognose hinsichtlich der Sicherung des Lebensunterhaltes orientieren. 

Wenn Altfall-/Bleiberechtsregelung, dann für

· Familien mit hier geborenen/aufgewachsenen Kindern bei guter Integrationsprognose nach 6 oder 7 jährigem Aufenthalt

· Bei gut integrierten kinderlosen Ehepaaren und Einzelpersonen nach 8 – 10 jährigem Aufenthalt (Ausnahme Straftäter, Sicherheitsgefährder, evidenter Rechtsmissbrauch).

Erwerbstätigkeit bei Gestattungs- und Duldungsinhabern

Ablehnungen durch die Arbeitsagentur in München mittlerweile über 50 % - dies liegt weniger am neuen Aufenthaltsrecht, sondern vor allem an den durch Hartz IV veränderten Rahmenbedingungen – es stehen jetzt häufiger bevorrechtigte Arbeitnehmer zur Verfügung.

3. Asylverfahren

Der neue § 14 a AsylVfG, d.h. der Grundsatz der Familieneinheit und die gesetzliche Asylantragsfiktion für die Kinder des Asylbewerbers sind aus der Sicht der ABH positiv zu bewerten. Die Einbeziehung der Kinder bei Asylantragstellung durch einen Elternteil wird mittelfristig zu kürzeren Aufenthaltszeiten der Familien mit Kindern führen und die oft problematische faktische Aufenthaltsverfestigung durch lange Aufenthaltszeiten verhindern.

Bisher < 100 Anzeigen von München an das BAMF 

Wegfall der Zwei-Jahres-Frist in § 71 Abs. 5 AsylVfG verkürzt Verfahren bei (wiederholter) Folgeantragstellung – keine erneute Fristsetzung und Abschiebungsandrohung bzw. -anordnung

4. Illegalität

Die Rechtslage ist nach Inkrafttreten des ZuwG im Prinzip unverändert; der § 15a 
AufenthG (Umverteilung von illegal Eingereisten) spielt in diesem Zusammenhang in der Praxis keine Rolle (u.a. wegen Abs. 6).

In München wurde auf der Grundlage eines Stadtratsbeschlusses eine Studie über „Menschen in der Illegalität“ erstellt. Schwerpunkt der Studie war die soziale und rechtliche Lage der illegal (d.h. ohne Duldung) in München lebenden Ausländer und Ausländerinnen.

Die Ausländerbehörde hat die Untersuchung kritisch begleitet und die Handlungsempfehlungen des Stadtrates mitgetragen, die abzielten auf die 

· Ermöglichung einer ärztlichen Versorgung über eine vom Malteser Hilfsdienst getragene Anlaufstelle mit Finanzierung durch einen Fonds für Nichtversicherte

· Klärung von Mitteilungspflichten (ärztliche Versorgung, Schulbesuch, Sozialdienste)

· Unterstützung der freiwilligen Ausreise

· Unterstützung der Opfer von Frauenhandel und Zwangsprostitution

· Vernetzung aller betroffenen Dienststellen und Organisationen.

Mittlerweile befasst sich auch eine Arbeitsgruppe des Deutschen Städtetages mit dem Thema insbesondere unter dem Aspekt der Mitteilungspflichten gegenüber den Ausländerbehörden (§ 87 Abs. 2 Nr. 1) und der Strafbarkeit von Beratern im sozialen Bereich.

Nach dem derzeitigen Stand der Diskussion ist zum Änderungsbedarf aus meiner Sicht folgendes festzustellen:

· Eine Gleichstellung illegal aufhältiger Menschen mit hier rechtmäßig lebenden Migranten und Migrantinnen ist ausländerrechtlich nicht möglich. Ebenso wenig kann es rechtsfreie Räume geben, in denen strafbare Verstöße gegen ausländerrechtliche Bestimmungen von den Sicherheitsbehörden toleriert werden. 

· Häufig kann den unmittelbar Betroffenen in existenziellen Problemlagen auf der Grundlage des geltenden Rechts geholfen werden, z.B. durch Erteilung von Duldungen bei schwerer Erkrankung, bevorstehender Geburt, AE bei bevorstehender Heirat oder für Eltern eines deutschen Kindes.

· Klärungs- bzw. Regelungsbedarf besteht bzgl. der Mitteilungspflichten und einer evtl. Strafbarkeit von Ärzten, medizinischem und Verwaltungspersonal, Lehrern und Angehörigen von Schulverwaltungen, Kindergärtnerinnen, Mitarbeitern von Sozialdiensten und caritativen Organisationen. 

Ansatzpunkte für gesetzliche Neuregelungen oder Klarstellungen in den Verwaltungsvorschriften sind m.E. :

· Im Bereich von grundrechtlichen Gewährleistungen (z.B. Schutz der Gesundheit) oder bei Kollision mit gleich- oder höherrangigen Rechtsgütern (z.B. ärztliche Schweigepflicht gem. § 203 StGB, Pflicht bzw. Recht zum Schulbesuch) sollte es keine Mitteilungspflichten für Ärzte und das Krankenhauspersonal, für Lehrer und Schulverwaltungen geben.

· Beratende Berufe im sozialen Bereich sollten ebenfalls von einer Mitteilungspflicht ausgenommen werden, wenn dadurch die Erfüllung der gesetzlichen bzw. auf gesetzlicher Grundlage übertragenen Aufgaben gefährdet wird. Anders wenn die Prüfung des Aufenthaltsstatus Voraussetzung für die Gewährung bestimmter Sozialleistungen ist: hier sind keine Gründe erkennbar, die Nicht-Mitteilungen rechtfertigen könnten. 

· Strafbarkeit wegen Beihilfe zum illegalen Aufenthalt durch unterlassene Mitteilung oder Strafanzeige ist m.E. nur dann gegeben, wenn der für die Beihilfe erforderliche Vorsatz die Aufrechterhaltung des illegalen Aufenthalts mit umfasst. Dies ist jedenfalls in den Fällen nicht gegeben, in denen die Beratung und Unterstützungsleistung (auch) dahin geht, Wege aus der Illegalität aufzuzeigen und rechtmäßige Zustände wieder herzustellen. 

